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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Le Seco a présenté, durant l’année sous revue, deux rapports relatifs à la question de
la libre circulation des personnes. Le premier a conclu que les conditions de salaire et
de travail ont été respectées depuis la mise en application de la libre circulation en juin
2004. Le second rapport, réalisé conjointement avec l’Office fédéral des migrations et
l’OFS, a mis en lumière que la vague migratoire vers la Suisse n’a pas eu lieu dès 2002,
comme le laissaient entendre les opposants à la libre circulation. Au contraire,
l’immigration a légèrement diminué entre le 1er juin 2002 et le 31 décembre 2004. La
libre circulation n’a en outre pas eu d’effet sensible sur le taux de chômage, celui des
Suisses restant deux fois moins important que celui des étrangers. Quant au dumping
salarial, sur 14 000 contrats contrôlés, seuls 354 cas ont été recensés, soit une
proportion de 2,5%. 1

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 29.06.2005
ELIE BURGOS

L’analyse VOX a montré que la confiance placée dans le Conseil fédéral a été l’élément
le plus important dans le choix des votants. Les personnes qui lui faisaient confiance
ont approuvé l’accord à 83%, alors que celles qui s’en méfiaient l’ont accepté à 25%.
Les sympathies partisanes ont également joué un rôle important. Les sympathisants du
PDC, du PLR et du PS ont ainsi suivi les recommandations de leur parti respectivement
par 75%, 77% et 80% des voix. Ceux de l’UDC ont fait de même à 94%, rejetant
massivement l’accord. Finalement les personnes non alignées sur un parti se sont
exprimées en faveur de l’accord à 69%, soit presque 10% de plus que la moyenne
nationale. Par ailleurs, l’appartenance gauche-droite a entraîné des répercussions
moins fortes que les sympathies partisanes. Ainsi, l’approbation a été plus forte parmi
les votants de gauche (91%) et d’extrême gauche (77%). Les votants se classant au centre
ont approuvé l’accord par 64%, ceux s’estimant à droite l’ont fait à 46% et ceux de
l’extrême droite à 21 %. La position par rapport aux étrangers a pesé également de
manière importante sur la décision des électeurs. Les tenants d’une politique égalitaire
à leur encontre ont soutenu massivement l’accord (83%), ceux qui donnaient une
préférence nationale l’ont majoritairement rejeté (70%). Les caractéristiques sociales
et économiques ont eu un faible impact sur l’issue de la votation. Toutefois, les
catégories urbaines, matériellement aisées et issues de hautes écoles ont approuvé cet
accord de manière plus nette. Finalement, la Suisse romande l’a approuvé à 66%, la
Suisse alémanique à 59% et la Suisse italienne à 34%. 2

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 09.02.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

Eine vom SECO bestellte Evaluation der flankierenden Massnahmen zur
Personenfreizügigkeit durch das zuständige Observatorium, welcher ebenfalls im Mai
publiziert wurde, zeigte das beträchtliche Ausmass an Lohndumping in der Schweiz auf.
Vor allem im Bau- und Reinigungsgewerbe wurden die in den Gesamtarbeitsverträgen
festgesetzten Löhne in beinahe 40 Prozent der kontrollierten Fälle von EU-Firmen
unterschritten. Sowohl Gewerkschaften als auch Parteien forderten daraufhin klare
Massnahmen, um diese Entwicklung zu bekämpfen. Dennoch zog das SECO eine
insgesamt positive Bilanz der Funktionsweise der Verträge über die
Personenfreizügigkeit für die Schweiz. 3

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 27.05.2011
ANITA KÄPPELI

Wirtschaft
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Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

Aufgrund der Ergebnisse einer externen Evaluation zu den Steuererleichterungen im
Bereich der Regionalpolitik beauftragte der Bundesrat im Oktober das Eidgenössische
Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung (WBF), eine entsprechende Reform
auf Verordnungsstufe vorzubereiten. Der Bund hatte von 2000 bis 2012 rund 450
Verfügungen für Steuererleichterungen von Firmen erlassen. Der Evaluationsbericht
kam zum Schluss, dass jene Projekte, die im Jahre 2010 in den Genuss des
Förderinstruments kamen, insgesamt 12'000 Arbeitsplätze in strukturschwachen
Regionen geschaffen hatten. Für die betroffenen Regionen war die damit verbundene
Wertschöpfung bedeutsam. Der Bericht empfahl jedoch, eine betragsmässige
Obergrenze einzuführen, um übermässige Steuererleichterungen pro Arbeitsplatz zu
vermeiden. In der Tat sparten drei Unternehmungen insgesamt über drei Milliarden
Franken Bundessteuern, womit sie 70% der Rabatte abschöpften, die im Rahmen der
direkten Bundessteuer gewährt wurden. 4

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 23.10.2013
LAURENT BERNHARD

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Eine Untersuchung der eidgenössischen Steuerverwaltung, welche die Steuerbelastung
im Jahre 1992 in 728 Gemeinden analysiert hatte, bestätigte die schon in früheren
Jahren festgestellten Belastungsunterschiede bei gewissen Kategorien von
Steuersubjekten. Nach wie vor bleibt die Stadt Zug für diverse Steuerkategorien der
attraktivste Ort, während Brienz und Lauterbrunnen im Berner Oberland, Trogen (AR),
Silenen (UR) sowie Le Locle (NE) am schlechtesten abschneiden. Verheiratete Rentner
mit einem Bruttoeinkommen von CHF 50'000 werden in den Genfer Gemeinden
Collonges und Cologny nur mit 2,4% belastet, während die Belastung in Brienz oder
Lauterbrunnen mit 14,3% ihres Einkommens zu Buche schlägt. Im übrigen sank die
durchschnittliche Steuerbelastung 1992 gegenüber dem Jahr 1990 in allen
Einkommenskategorien, während in den meisten Kantonen und Städten die Defizite
stark anwuchsen. 5

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 17.08.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Der Kanton Schaffhausen folgte dem Beispiel Obwaldens und verzichtete auf
degressive Steuertarife zugunsten einer Flate-Rate-Tax. Auch der Kanton Uri will auf
das Jahr 2009 einen Einheitssteuersatz nach dem Beispiel von Obwalden einführen.
Nationalrat Zisyadis (pda, VD) reichte zudem eine parlamentarische Initiative (Pa. Iv.
06.423) ein, welche die Besteuerung hoher Einkommen nach dem Grundsatz
harmonisieren wollte, dass Steuerpflichtige mit einem Einkommen von über 300'000
Fr. von den Kantonen und Gemeinden nach dem gleichen landesweiten Steuersatz mit
der gleichen Progression besteuert werden. Eine Studie der Universität St. Gallen, die
im Auftrag des Bundes erstellt wurde, zeigte, dass Steuerreformen mit dem Ziel der
Wachstumsförderung nicht ohne schmerzhafte soziale Auswirkungen bleiben. Die
Studie befasste sich mit einer Reihe von möglichen Szenarien einer Steuerreform,
darunter auch die Flate-Rate-Tax, von welcher die oberste Einkommensschicht am
meisten profitieren würde. Die unteren und mittleren Einkommen müssten hingegen
tiefer in die Tasche greifen. 6

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 20.12.2007
LINDA ROHRER

Die VOX-Analyse zur Volksinitiative "Familien stärken! Steuerfreie Kinder- und
Ausbildungszulagen" zeigte, dass nur gerade die Hälfte der CVP-Anhänger dem
Anliegen ihrer Partei zugestimmt hatten. Bei der SVP, die etwas überraschend die Ja-
Parole beschlossen hatte, war gar weniger als ein Drittel der Parteibasis der Empfehlung
gefolgt. Die VOX-Analyse kam überdies zum Schluss, dass der gesellschaftspolitische
Konflikt, der bei früheren familienpolitischen Vorlagen eine wichtige Rolle gespielt
hatte, bei der CVP-Familieninitiative kaum zum Tragen gekommen war. Die Initiative sei,
so die Autoren, vielmehr aus fiskalpolitischen Gründen abgelehnt worden. Eine
Mehrzahl der befragten Personen hatte angegeben, gegen die Initiative gestimmt zu
haben, weil vor allem bessergestellte Familien davon profitiert hätten. Neben dem
Fairness-Argument, das im Wahlkampf vor allem von linker Seite eingebracht worden
war, hatten auch die drohenden Steuerausfälle ein Nein begünstigt. 7

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.04.2015
DAVID ZUMBACH
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Die VOX-Analyse zur Volksinitiative "Millionen-Erbschaften besteuern für unsere AHV
(Erbschaftssteuerreform)" verdeutlichte, dass es den Initianten trotz KMU-
Sonderregelungen und dem von vielen Seiten als sinnvoll anerkannten
Verwendungszweck der AHV kaum gelungen war, ausserhalb des linken Lagers
Zustimmung für ihr Anliegen zu erhalten. Nicht einmal 20% der Anhängerinnen und
Anhänger von CVP, FDP und SVP hatten ein Ja in die Urne gelegt. Die AutorInnen
erklärten dies damit, dass der Stimmentscheid nicht durch persönliche
Betroffenheitsmotive, sondern durch ein übergeordnetes Links-Rechts-Konfliktmuster
geprägt war. Eine Mehrzahl der Befragten erachtete die Vorlage in erster Linie als eine
neue Steuer und als Mehrfachbesteuerung desselben Steuersubstrats. Zudem gaben
viele der befragten Vorlagengegner an, sich vor den wirtschaftlichen Folgen,
insbesondere für die KMU, gefürchtet zu haben. 8

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 14.08.2015
DAVID ZUMBACH

Die VOX-Analyse zur Volksinitiative "Für Ehe und Familie - gegen die Heiratsstrafe"
kam zum Schluss, dass die äusserst knapp verworfene CVP-Initiative wohl angenommen
worden wäre, wenn die Kontroverse hinsichtlich der engen Ehedefinition nicht
bestanden hätte. Die Befragung habe gezeigt, so die Autoren, dass innerhalb der
Schweizer Bevölkerung ein ziemlich breiter Konsens über die Notwendigkeit, die
Ungleichbehandlung von verheirateten gegenüber unverheirateten Paaren im Bereich
der Steuern und der Sozialversicherungen zu beseitigen, bestehe. Gleichzeitig hätten
sich aber viele Befragte daran gestört, dass mit der neuen Regelung
gleichgeschlechtliche Paare diskriminiert worden wären. Wenig überraschend war die
Vorlage vor allem von den Stimmenden aus dem linken politischen Lager wuchtig
abgelehnt worden. Dagegen war das Volksbegehren bei den Anhängern von CVP und SVP
sowie bei Parteilosen auf viel Sympathie gestossen. 9

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.06.2016
DAVID ZUMBACH

Die Voto-Analyse zur Abstimmung vom 12. Februar 2017 über die
Unternehmenssteuerreform III verdeutlichte insbesondere, dass die Vorlage den
Befragten grosse Schwierigkeiten bereitet hatte. So gaben 74 Prozent der an der
Umfrage Teilnehmenden an, dass es ihnen eher schwer gefallen sei, zu verstehen, um
was es bei der Vorlage ging. Entsprechend nutzten auch viele Befragte
Entscheidungshilfen: 39 Prozent der Ja-Stimmenden und 20 Prozent der Nein-
Stimmenden gaben an, bei der Entscheidungsfindung Empfehlungen von Bekannten,
Parteien oder dem Bundesrat gefolgt zu sein. Das Vertrauen der Befragten in Bundesrat
und Parlament sowie in die Wirtschaft erwies sich als relativ hoch, doch während
Ersteres kaum Einfluss auf den Stimmentscheid hatte, zeigte sich das Vertrauen in die
Wirtschaft als sehr relevant für das individuelle Stimmverhalten: Wer der Wirtschaft
misstraute, lehnte die Vorlage mit grosser Wahrscheinlichkeit ab. 
Sowohl Ja- als auch Nein-Stimmende nahmen die Notwendigkeit sowie den Nutzen der
Unternehmenssteuerreform wahr – die entsprechenden Argumente wurden von beiden
Lagern mehrheitlich akzeptiert. Entscheidend waren aber die Einschätzungen der
Befragten bezüglich Nutzniessern und Folgen der Vorlage. So befürchteten 36 Prozent
der Nein-Stimmenden, dass nur die Reichen oder grosse, internationale Firmen von der
Änderung profitieren würden, während der Mittelstand die Kosten trage. Folglich
rechneten 35 Prozent der Befragten mit tieferen Steuereinnahmen, 78 Prozent von
ihnen lehnten die USR III ab. Kritisiert wurden gemäss den Autoren der Voto-Studie
folglich nicht einzelne, konkrete Instrumente der Vorlage; vielmehr erwies sich das
Gesamtpaket der Steuerinstrumente sowie dessen Vermittlung als nicht
mehrheitsfähig. 10

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.03.2017
ANJA HEIDELBERGER

Im Juni 2018 erklärte das EFD in einer Medienmitteilung, dass die bisherigen Angaben
zur Höhe der von der Heiratsstrafe betroffenen Zweiverdienerehepaaren falsch
gewesen seien: Bisher sei man von 80'000 betroffenen Zweiverdienerehepaaren
ausgegangen, habe dabei aber die entsprechenden Ehepaare mit Kindern vergessen
mitzuzählen. Durch Einschluss dieser Gruppe erhöht sich die Zahl auf 454'000
Ehepaare; kombiniert mit den zuvor korrekt berechneten 250‘000 betroffenen
Rentnerehepaaren zahlen folglich insgesamt 704'000 Ehepaare mehr Steuern als
Konkubinatspaare. 
Die ursprünglich kommunizierte Zahl von 80'000 hatte unter anderem auch als
Informationsgrundlage zur Volksinitiative «Für Ehe und Familie – gegen die
Heiratsstrafe» gedient, die 2016 mit 49.2 Prozent Ja-Stimmen nur knapp gescheitert
war. Entsprechend reichte die CVP als Initiantin des Anliegens nur wenige Tage nach
Bekanntwerden der korrekten Zahlen in acht Kantonen Abstimmungsbeschwerden ein

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 15.06.2018
ANJA HEIDELBERGER
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und zog diese nach Nichteintretensentscheiden in den Kantonen ans Bundesgericht
weiter.
In den Medien wurde in der Folge spekuliert, ob das Bundesgericht den Beschwerden
stattgeben werde und ob die Abstimmung allenfalls gar wiederholt werden könnte, was
in der Schweizer Geschichte der direkten Demokratie einmalig wäre. Die Medien zogen
Parallelen zur Abstimmung über die Unternehmenssteuerreform II aus dem Jahr 2008,
die mit 49.5 Prozent Ja-Stimmen knapp angenommen worden war und zu deutlich
grösseren Steuerausfällen geführt hatte, als angekündigt worden war. Obwohl das
Bundesgericht den Klägern damals recht gab und den Bundesrat rügte, lehnte es eine
Wiederholung der Abstimmung ab, da sich die Unternehmen bereits auf die neue
Rechtslage eingestellt hätten und die Rechtssicherheit vorgehe. Da es aber bei der
Initiative gegen die Heiratsstrafe nicht zu einer Änderung gekommen sei, liege die
Situation hier anders, spekulierten die Medien: Die Abstimmung könne wiederholt
werden, ohne zum Beispiel das laufende Projekt des Bundesrates zur Abschaffung der
Heiratsstrafe zu gefährden, erklärte zum Beispiel der Tagesanzeiger. Anders sehe es
hingegen für die von den Grünliberalen eingereichte parlamentarische Initiative Ehe für
alle aus, betonte dieselbe Zeitung weiter. Bei einer allfälligen Annahme der Initiative
gegen die Heiratsstrafe würde deren Definition der Ehe als Verbindung zwischen Mann
und Frau mit der vom Geschlecht unabhängigen, «gesetzlich geregelten
Lebensgemeinschaft», wie sie die parlamentarische Initiative auf Verfassungsstufe
festschreiben möchte, kollidieren. 
Darüber hinaus wurde die Frage diskutiert, wieso es einer neuerlichen Abstimmung
bedürfe, wenn doch der Bundesrat bereits eine Vorlage zur Abschaffung der
Heiratsstrafe präsentiert habe. Pirmin Bischof (cvp, SO) entgegnete diesbezüglich, dass
eine Annahme des Vorstosses im Parlament nicht gesichert sei und zudem nicht klar
sei, ob die Abschaffung der Heiratsstrafe ihm Sinne der CVP – also durch ein Splitting –
erfolge. 
In der Folge sistierte die WAK-SR die Beratung des bundesrätlichen Vorschlags zur
Abschaffung der Heiratsstrafe, bis der Bundesrat Rechenschaft über die Fehler
abgelegt und korrekte Zahlen vorgelegt habe. Bis dahin sollte auch das Urteil des
Bundesgerichts vorliegen, erklärte die Kommission. 11

Am 10. April 2019 kam es zu einer Premiere im politischen System der Schweiz: Weil das
Transparenzgebot in schwerwiegender Weise verletzt worden sei, sprach sich das
Bundesgericht mit 4 zu 1 Stimmen für die Annullierung der Abstimmung zur
Volksinitiative «Für Ehe und Familie – gegen die Heiratsstrafe» aus. Als «Verletzung
der Informationspflicht», «schwere, ja geradezu schockierende Verletzung der
Abstimmungsfreiheit der Stimmberechtigten» sowie als «Verletzung der
Grundprinzipien wie Objektivität und Transparenz» bezeichneten drei der fünf Richter
gemäss Medien das damalige Informationsverhalten der Bundesverwaltung und des
Bundesrates. Da das Ergebnis äusserst knapp ausgefallen sei, sei es nicht nur
theoretisch möglich, dass die Fehlinformationen durch die Bundesverwaltung das
Abstimmungsergebnis verfälscht hätten, sondern sogar wahrscheinlich. Als grosse
Unregelmässigkeit empfand das Gericht insbesondere, dass der Bundesrat nicht
informiert hatte, dass es sich bei den Zahlen um Schätzungen aus dem Jahr 2001
handelte. Zudem habe der Bundesrat die richtigen Zahlen gemäss NZZ noch vor der
Abstimmung erhalten, diese aber nicht publiziert, weil er nicht durch neue Zahlen
Verunsicherung stiften wollte. 
Die Medien zogen in der Folge Vergleiche zum abgelehnten Einspruch gegen die
Abstimmung zur Unternehmenssteuerreform II, bei welcher der Bundesrat die
Steuerausfälle vorgängig ebenfalls viel zu tief eingeschätzt hatte. Diese Abstimmung
hatte aber konkrete Folgen für die Rechtssetzung – unter anderem habe dies
womöglich den Entscheid verschiedener Unternehmen, in die Schweiz zu ziehen,
beeinflusst, erklärten die Medien. Das Bundesgericht verzichtete damals auf eine
Annullierung des Urnengangs, rügte aber den Bundesrat für seine Informationspolitik.
Damit habe das Bundesgericht der Bundesverwaltung ein falsches Signal gesendet, das
nun korrigiert worden sei, argumentierte der Tagesanzeiger. 

Noch nie zuvor war also eine eidgenössische Volksabstimmung für ungültig erklärt
worden. Entsprechend unklar war daher, wie es nun weitergehen würde: Würde der
Bundesrat dem Parlament eine neue Botschaft zur Initiative vorlegen, da auch die
Entscheidungen des Bundesrates und des Parlaments auf falschen Zahlen beruht
hatten, oder würde lediglich die Volksabstimmung wiederholt? Entscheiden über das
Vorgehen wollte der Bundesrat nach Vorliegen der schriftlichen Urteilsbegründung.
Relevant war dieser Entscheid insbesondere auch für die CVP. Diese erklärte zwar
offiziell ihre Freude über den Sieg vor Gericht, die Medien erachteten ihre Situation

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 10.04.2019
ANJA HEIDELBERGER
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aber als kritisch. So sei die Initiative vor der Abstimmung stark kritisiert worden, weil sie
eine Definition der Ehe als «gesetzlich geregelte Lebensgemeinschaft von Mann und
Frau» beinhaltete und damit Homosexuellen die Heirat verunmöglichte. Müsste die
Vorlage Volk und Ständen nun mit demselben Abstimmungstext erneut zur Abstimmung
vorgelegt werden, müsse sich die CVP fragen, ob sie diesen Text noch immer
verteidigen wolle, zumal heute gemäss Studien eine Mehrheit der Bevölkerung die Ehe
für alle gutheisse. Kathrin Bertschy (glp, BE) ging noch einen Schritt weiter und
kritisierte nicht nur die konservative Ehedefinition, sondern auch das für Frauen
diskriminierende Steuermodell, das mit der Initiative vorgeschlagen werde. Dieses
verunmögliche zudem zukünftig die Individualbesteuerung. Als möglichen Ausweg
nannte unter anderem CVP-Ständerat Konrad Graber (cvp, LU) die Vorlage des
Bundesrates für eine ausgewogene Paar- und Familienbesteuerung, welche die WAK-SR
nach Einreichung der Abstimmungsbeschwerden sistiert hatte, bis der Bundesrat sein
weiteres Vorgehen bezüglich der Initiative bekannt gab. Würde dieses
Bundesratsgeschäft der CVP-Initiative als indirekter Gegenvorschlag gegenübergestellt,
könne die Partei ihre Initiative zurückziehen, ohne das Gesicht zu verlieren, urteilte die
NZZ. Zwar wurde auch dem in dieser Vorlage enthaltenen Steuersystem viel Kritik
entgegengebracht; es würde jedoch die Individualbesteuerung zukünftig nicht
verunmöglichen. 

Im Juni 2019 entschied der Bundesrat schliesslich, die Initiative zuerst noch einmal
dem Parlament zur Behandlung vorzulegen und ihm damit erneut eine Möglichkeit für
einen indirekten Gegenvorschlag zu geben. Die CVP erhielt bis zum 27. Mai 2020 Zeit,
die Initiative zurückzuziehen; falls nicht, würde anschliessend erneut darüber
abgestimmt. 12

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Mietwesen

Eine im Auftrag des Bundesamts für Wohnungswesen (BWO) erstellte Studie eruierte
die Auswirkungen der Zuwanderung ausländischer Arbeitskräfte auf den
Schweizerischen Wohnungsmarkt. Da es sich bei der Zuwanderung aus dem EU-Raum
vorwiegend um hochqualifizierte Arbeitskräfte handelt, habe die Nachfrage nach
Mietwohnungen im oberen Preissegment stark zugenommen. Dabei sei der Bedarf nach
Eigentumswohnungen weniger vorhanden. Die Studie folgerte denn auch, dass die
verzeichnete Preiszunahme bei Eigentumswohnungen um 7% im Vergleich zum Vorjahr
nicht auf die Zuwanderung zurückzuführen sei. Anders sei dies bei Mietwohnungen.
Hier verzeichnete die einwanderungsstarke Westschweiz für Mietwohnungen mit 7%
einen deutlich höheren Preisanstieg als der schweizerische Durchschnitt. 13

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 26.07.2012
MARLÈNE GERBER

Wohnungsbau und -eigentum

Eine im Auftrag des BWO erstellte Studie über die Auswirkungen der
Personenfreizügigkeit auf den Wohnungsmarkt konstatierte im Sommer 2017, dass sich
der Wohnungsmarkt in der Schweiz im Jahr 2016 erstmals seit 2008 wieder im
Gleichgewicht befinde. Die seit 2015 beobachtete Entspannung zeige sich zuerst im
Mietwohnungsmarkt, ähnliche Entwicklungen seien aber etwas verzögert auch für den
Eigentumsmarkt zu beobachten. Nach wie vor sei die Marktlage in der Zentralschweiz
und insbesondere in der Region Zürich – aufgrund übermässigen
Bevölkerungswachstums – jedoch angespannt. Darüber hinaus bestünde nach wie vor
ein Nachfrageüberhang in den tieferen Preiskategorien, was in etlichen Städten nach
wie vor «zu spürbaren Versorgungsengpässen» führe. Zur Entspannung beigetragen
habe in erster Linie die verstärkte Bautätigkeit. 
Ferner kommt die Studie zum Schluss, dass sich die Wohnortspräferenzen und die
Einkommenssituation von Personen mit ausländischer Staatsbürgerschaft im Gegensatz
zu 2005 nicht mehr eindeutig von denjenigen der Schweizerinnen und Schweizer
unterschieden. Hingegen trügen ausländische Haushalte nach wie vor stark zum
Wachstum der Haushaltszahlen bei, in dem sie ungefähr die Hälfte aller neuen
Haushalte ausmachten. 14

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 12.07.2017
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Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Die anhaltende Konjunkturschwäche führte dazu, dass im Oktober die
Arbeitslosenquote mit 45 692 Personen oder 1,5% der aktiven Bevölkerung den
höchsten Wert seit dem Zweiten Weltkrieg erreichte. Ende Jahr betrugen die Zahlen
gemäss Biga 58 580 Frauen und Männer oder 1,9%, was gegenüber dem Vorjahr (25 141
Personen oder 0,8%) einer Zunahme um 133% entspricht. Frauen und Ausländer waren
überproportional von Arbeitslosigkeit betroffen. Praktisch sämtliche Kantone
registrierten eine Erhöhung der Arbeitslosenzahlen. Allerdings verzeichneten jene
Kantone in der West- und Südschweiz (Genf, Neuenburg, Tessin) einen besonders
ausgeprägten Anstieg, die bereits früher überdurchschnittlich hohe Arbeitslosenquoten
kannten. Unter dem Durchschnitt lag die Arbeitslosigkeit.weiterhin in der Inner- und
Ostschweiz, aber auch Bern und Zürich wiesen noch relativ günstige Werte aus. 15

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1991
MARIANNE BENTELI

Der Arbeitsmarkt reagierte weiterhin heftig auf den Konjunktureinbruch. Die Zahl der
Beschäftigten ging in allen vier Quartalen gegenüber dem Vorjahresstand zurück und
verringerte sich im Jahresmittel um 2,6%. Während der Stellenabbau im industriellen
Sektor (–4,6%) bereits im Vorjahr eingesetzt hatte, verzeichneten neu auch die
Dienstleistungsbetriebe einen leichten Einbruch (–1,4%). Mit Ausnahme von Uri,
Nidwalden und Glarus registrierten alle Kantone einen Beschäftigungsrückgang. Zu Ende
des Berichtsjahres waren in der Schweiz 129 643 Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer arbeitslos, was einer Quote von 3,7% der erwerbstätigen Bevölkerung
entspricht.

Am stärksten von der Arbeitslosigkeit betroffen waren die Berufstätigen unter 30
Jahren, die Frauen und die Ausländer. Im Jahresmittel waren 92 308 Personen (2,6%)
ohne Stelle, verglichen mit 39 222 Arbeitslosen (1,1%) im Vorjahr. Markant war die
Verlagerung in den Regionen: Zwar blieben Genf (5,4%), Tessin (5,3%) sowie Waadt und
Neuenburg (je 5,0%) an der Spitze, doch wies die Deutschschweiz beinahe eine
Verdreifachung der Arbeitslosenzahl aus, während das Tessin und die Romandie eine
Verdoppelung hinnehmen mussten. Gemäss den Angaben des Biga betrifft die
Arbeitslosigkeit nicht nur Ungelernte, sondern vermehrt auch Fachkräfte und
Kaderleute. Für junge Berufsleute gestaltet sich die Stellensuche am schwierigsten: Im
Dezember erreichte die Arbeitslosenquote bei den 20- bis 24jährigen 6,4% und bei
den 25- bis 29jährigen 6,6%. Markant zugenommen auf rund 10% haben im Berichtsjahr
auch die Langzeitarbeitslosen, von denen fast ein Viertel über 50 Jahre alt war. 16

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 20.01.1992
MARIANNE BENTELI

1991 fielen im Jahresmittel 853 331 Stunden monatlich wegen Kurzarbeit aus. 20 269
Personen in 646 Betrieben waren davon betroffen. Diese Zahlen liegen weit über den
Werten von 1989 (35 057) und 1990 (43 796), aber immer noch klar unter dem
Jahresergebnis von 1983 mit rund 1,8 Mio Ausfallstunden. 17

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 04.02.1992
MARIANNE BENTELI

Die effektive Arbeitslosigkeit ist noch um einiges höher als vom Biga angegeben. Ende
Februar 1992 veröffentlichte das Bundesamt für Statistik (BfS) erstmals eine eigene
Erhebung über die Erwerbslosigkeit in der Schweiz. Nach dieser Studie, die sich auf
eine repräsentative Umfrage abstützt, dürfte die Zahl der Stellensuchenden Ende Jahr
bei rund 3% gelegen haben. Das BIS wandte eine von der Internationalen
Arbeitsorganisation (ILO) empfohlene, erweiterte Definition der Arbeitslosigkeit an,
begnügte sich also nicht damit, wie dies das Biga seit 1936 tut, die Bezüger von
Arbeitslosengeldern sowie die bei den Arbeitsämtern gemeldeten Stellensuchenden zu
registrieren, sondern zählte auch all jene mit, welche arbeitswillig sind (z.B.
ausgesteuerte Arbeitslose, Frühpensionierte, Hausfrauen mit Wiedereinstiegswunsch
oder Jugendliche nach Abschluss ihrer Lehrzeit), die aber den beruflichen Anschluss
nicht finden. Zieht man diese "stille Reserve" mit in Betracht, befand sich die Schweiz
1991 zwar immer noch unter den Industrienationen mit der geringsten Arbeitslosigkeit,
näherte sich aber doch schon dem Mittelfeld. 18

STUDIEN / STATISTIKEN
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Während die Schweiz mit der EU über den freien Personenverkehr verhandelt, ist die
Internationalisierung in den Chefetagen der in der Schweiz domizilierten
Topunternehmen längst schon Realität. Wie eine Umfrage bei den 25 grössten Firmen
zeigte, sind heute knapp 45% aller Mitglieder der jeweiligen obersten Geschäftsleitung
Bürger ausländischer Nationen. Unter diesen sind die Deutschen mit rund einem Drittel
vor den Amerikanern und den Franzosen am stärksten vertreten. 19

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 13.01.1994
MARIANNE BENTELI

Am Jahresende registrierte das Bundesamt für Statistik noch 2,58 Millionen
Vollzeitstellen, was gegenüber dem Vorjahr einem Rückgang von 1,4% entspricht,
wogegen die Teilzeitstellen um 1,8% auf 421 000 zunahmen. Die Zahl der Vollzeitstellen
hat damit den tiefsten Stand seit der erstmaligen Erhebung der absoluten Zahlen im
Jahr 1991 erreicht. Industrie und Gewerbe waren mit einem Rückgang von 1,8% (rund
18 000 Vollzeitstellen) überdurchschnittlich stark betroffen. Rund die Hälfte der
abgebauten Arbeitsplätze ging dabei auf das Konto des Baugewerbes. 20

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 21.02.1996
MARIANNE BENTELI

Nachdem die Erwerbstätigkeit 1995 und 1996 um jeweils 0,3% zugenommen hatte,
verringerte sie sich im Berichtsjahr wieder um den gleichen Prozentsatz. 21

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1997
MARIANNE BENTELI

Das Bundesamt für Statistik (BFS) veröffentlichte erstmals eine
Arbeitsmarktgesamtrechnung (ARG), welche für die Periode 1991-1996 eine
umfassende Darstellung der Dynamik ermöglicht, die sich hinter den traditionellen
Arbeitsmarktindikatoren verbirgt. 22

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1998
MARIANNE BENTELI

Die Zahl der Temporärstellen stieg 1999 um 20%. Gemäss BFS waren 144 000 Personen
in einem befristeten Arbeitsverhältnis. 60 000 Arbeitnehmer standen in einer
temporären Anstellung von weniger als sechs Monaten, 84 000 in einer solchen
zwischen sechs Monaten und zwei Jahren. Die Arbeitgeber schätzen diese Jobs wegen
ihrer Flexibilität; Arbeitnehmern – vor allem Jugendlichen – bieten sie oft einen
Einstieg in die Berufswelt. Die Gewerkschaften kritisierten allerdings, temporär
Beschäftigte ersetzten die Saisonniers als Manövriermasse und würden sich seltener
gegen unfaire Arbeitsbedingungen wehren als Festangestellte. 23

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 29.12.1999
MARIANNE BENTELI

Die Zahl der Erwerbstätigen erhöhte sich erneut (+0,6%), allerdings weniger als im
Vorjahr (+1,2%). Wieder war die Zunahme bei den Frauen (+0,9%) bedeutender als bei
den Männern (+0,5%). Während 1998 noch etwas mehr Ausländer als Schweizer eine
Erwerbstätigkeit aufgenommen hatten, war deren Beschäftigung im Berichtsjahr
rückläufig (-0,1%). Im 1. Sektor wuchs die Zahl der Erwerbstätigen (+1,9%), ebenso im 3.
Sektor (+1,2%). Einen Rückgang verzeichnete hingegen der 2. Sektor (-1%). Am
deutlichsten war die Abnahme bei der Herstellung von Lederwaren und Schuhen (-
13,1%), im Textilgewerbe (-4,7%) und im Bergbau (-2,8%). Im Dienstleistungssektor
legten vor allem die Branchen Nachrichtenübermittlung (+9,5%), Versicherungsgewerbe
(+4,4%) sowie Immobilien und Informatik (+2,9%) überdurchschnittlich zu. 24

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1999
MARIANNE BENTELI

Infolge des Konjunkturaufschwungs erhöhte sich die Nachfrage nach Arbeitskräften im
Berichtsjahr kräftig. Die Beschäftigung stieg um +1,1% gegenüber +0,7% im Vorjahr.
Erneut war die Zunahme bei den Frauen mit +1,7% deutlich stärker als bei den Männern
(+0,6%). Nach einer Baisse im Vorjahr legten die ausländischen Arbeitnehmer wieder
deutlicher zu (+2,0%) als die einheimischen (+0,7%). Während der 1. Sektor 1999 noch
substantiell gewachsen war, verzeichnete er jetzt einen Rückgang um -2,4%. Auch der
3. Sektor erreichte mit +0,6% mehr Beschäftigten nur noch eine schwächere Steigerung
als im Vorjahr. Überdurchschnittlich gestiegen ist die Beschäftigung hingegen im 2.
Sektor (+2,0%). Im Baugewerbe nahmen die Erwerbstätigen um +4,7% zu, gefolgt von
der Nahrungsmittelindustrie (+3,8%), der Herstellung von Präzisionsinstrumenten
(+3,3%) und dem Bergbau (+3,2%). Rückläufig war die Beschäftigung in den Branchen
Energie- und Wasserversorgung (-4,4%), der Herstellung von Lederwaren und Schuhen
(-3,4%), dem Gast- und dem Versicherungsgewerbe (je -2,3%). 25

STUDIEN / STATISTIKEN
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Die selbstständige Erwerbstätigkeit hat in der zweiten Hälfte der 70er Jahre in den
meisten OECD-Ländern zugenommen. Auch in der Schweiz kam es mit einer leichten
Verzögerung zu einem Anstieg, wobei sich der Aufwärtstrend in den neunziger Jahren
merklich beschleunigte. Wichtigste Erklärungsfaktoren für diese Renaissance der
selbständigen Erwerbsarbeit sind die Entwicklung zur Dienstleistungs- und
Informationsgesellschaft, die Änderung der Produktionsverfahren, die vermehrte
Konzentration auf Kernkompetenzen und die damit einhergehende Auslagerung
betriebsperipherer Funktionen, steuerliche Faktoren und persönliche Motive sowie die
zunehmende Verwischung zwischen selbständiger und unselbständiger Erwerbsarbeit.
Vor allem ältere Männer schweizerischer Nationalität mit höherem Ausbildungsniveau
wechseln in die Selbständigkeit. 26

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2000
MARIANNE BENTELI

Nach Schweden und den USA ist die Schweiz weltweit das dritte Land, in dem über 7%
des BIP in der Informatik- und Telekommunikationsbranche erwirtschaftet werden,
weshalb der zunehmende Mangel an einheimischen Fachleuten doppelt schwer wiegt.
Verschiedene parlamentarische Vorstösse verlangten deshalb Ausbildungs- und
Umschulungsinitiativen im Bereich der Informatik, resp. – nach deutschem Muster – die
Erteilung von „Green cards“ für Informatikfachleute aus Ländern (insbesondere Indien),
in denen die Schweiz aufgrund ihrer ausländerpolitischen Grundsätzen eigentlich keine
Arbeitskräfte rekrutiert. Das Bundesamt für Berufsbildung und Technologie und mit ihm
der Bundesrat verwiesen allerdings immer wieder auf unternommene Anstrengungen in
diesem Ausbildungsbereich, weshalb spätestens 2004 der einheimische
Personalengpass überwunden sein sollte. Eine Öffnung des Arbeitsmarktes wurde
hingegen abgelehnt. Eine EmpfehlungLangenberger (fdp, VD), im EVD einen Pool
„Beschäftigung/Ausbildung“ zu bilden mit der Aufgabe, vor allem die Entwicklungen der
neuen Informations- und Kommunikationstechnologien einer Analyse zu unterziehen
und für diese Bereiche eine kohärente Politik zu erarbeiten, wurde auf Antrag des
Bundesrates, der auf die Tätigkeiten bereits bestehender Amtsstellen verwies, lediglich
als Postulat angenommen. 27

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2000
MARIANNE BENTELI

Im Laufe des Jahres begann sich die abflauende Konjunktur auf den Arbeitsmarkt
auszuwirken. Während die Indikatoren des vom BFS vierteljährlich veröffentlichten
Beschäftigungsbarometers im ersten Quartal noch eine Fortsetzung des
Beschäftigungswachstums gegenüber dem Vorjahr auswiesen (+1,7%), zeigte sich im
zweiten Quartal bereits eine Verlangsamung (+1,0%), die im vierten Quartal gegen Null
tendierte (+0,4%). Im sekundären Sektor (-0,6%) und in der Grossregion Zürich (-0,2%)
war die Beschäftigung sogar rückläufig. Im Jahresverlauf schuf die Wirtschaft aber
immer noch netto rund 30'000 neue Arbeitsplätze. Das BFS zählte am Jahresende
16'000 Stellen mehr als ein Jahr zuvor (+0,4%), die Erwerbstätigenstatistik wies eine
Zunahme um 47'000 Einheiten aus (+0,7%). Auffällig war weiterhin die Diskrepanz
zwischen Voll- und Teilzeitarbeit: Die Zahl der Vollzeitbeschäftigten blieb praktisch
konstant, während die Teilzeitstellen stark zulegten, wobei sich auch der
Beschäftigungsgrad erhöhte. 28

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2001
MARIANNE BENTELI

Sorgen bereitet sowohl dem Arbeitgeberverband wie den Angestelltenverbänden die
hohe Fluktuation im Arbeitsmarkt. Über alle Branchen hinweg beträgt sie seit der
Konjunkturerholung Ende 1999 10,3%, was über dem internationalen Durchschnitt von
9% liegt. Für die Arbeitgeber bringt die neu erwachte „Wanderlust“ der
Arbeitnehmenden – wobei es sich in erster Linie um jüngere, männliche Kader ohne
Familienpflichten handelt – hohe Anwerbungs- und Einarbeitungskosten. Die
Angestelltenverbände befürchten ob dem von den jungen Kaderleuten praktizierten
„Lohnjumping“ (rascher Wechsel zu besser bezahlten Stellen) eine verstärkte
Frustration der älteren und erfahreneren Kaderleute. 29

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2001
MARIANNE BENTELI

Wie die neuesten Zahlen des BFS belegten, nahm zwischen 1998 und 2001 die Zahl der
Beschäftigten um 5,7% zu. Knapp 197'000 neue Arbeitsplätze wurden in dieser
Zeitspanne geschaffen, die Zahl der Unternehmen wuchs um 1,7%, jene der Betriebe
um 1%. Besonders stark war das Beschäftigungswachstum in der Region Zürich (+7,7%),
in der Zentralschweiz (+7,2%) und im Genferseebecken (+7,0%). Gemäss der
Arbeitskräfteerhebung (SAKE) des BFS waren im 2. Quartal 2002 3,96 Mio Personen
erwerbstätig, 0,5% resp. 21'000 Personen mehr als im Vorjahr. Damit wurde trotz der

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2002
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sich verschlechternden wirtschaftlichen Lage ein neuer Höchststand erreicht. Parallel
dazu stieg aber auch die Zahl der Arbeitslosen (+19%). Von der konjunkturellen
Abschwächung waren vor allem die Männer (Erwerbstätigkeit -0,9%, Erwerbslosigkeit
+6,5%) und weniger die Frauen betroffen (+2,4%, -9%). Dieses Ergebnis erklärt sich
unter anderem durch den hohen Männeranteil in den vom Konjunkturrückgang
besonders betroffenen Wirtschaftssektoren. Erstmals erlaubte die SAKE auch regionale
Auswertungen. Es zeigte sich, dass sowohl die Erwerbsbeteiligung als auch die
Teilzeitarbeit in der Deutschschweiz höher waren als in der Westschweiz und im
Tessin. 30

Die abflauende Konjunktur wirkte sich im Berichtsjahr immer stärker auf die
Beschäftigung aus. Erstmals seit vier Jahren nahm im 1. Quartal 2002 die Zahl der
Beschäftigten ab; insgesamt registrierte das BFS 17'000 Stellen weniger als im
Vorjahresquartal. Damit wurde der seit 1998 anhaltende Wachstumstrend gebrochen.
Die Konjunkturabkühlung betraf vor allem den sekundären Sektor, wo die Beschäftigung
innert Jahresfrist um 1,7% schrumpfte. Diese negative Entwicklung nahm in den
folgenden Quartalen noch zu. Im 4. Quartal war, verglichen mit dem Vorjahr, sowohl die
Anzahl der Erwerbstätigen (-0,1%) als auch jene der Beschäftigten (-0,8%) tiefer.
Erstmals seit über fünf Jahren wurde auch im tertiären Sektor ein Stellenrückgang (-
0,1%) registriert. Der Index der offenen Stellen notierte auf einem neuen Tiefststand. 31

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2002
MARIANNE BENTELI

Der Vergleich der Volkszählungen 1990 und 2000 ergab laut BFS, dass die Schweizer
Erwerbsbevölkerung im letzten Jahrzehnt um 7,9% auf 3.95 Mio. Personen anstieg. Die
Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter (zwischen 15 und 64 Jahren) wuchs in der gleichen
Zeitspanne jedoch nur halb so stark. Die deutliche Erhöhung der Zahl der
erwerbstätigen Personen ist vorwiegend auf die Frauen zurückzuführen, von denen
mittlerweile viele auch als Mütter einer Arbeit nachgehen. Ferner nahm das
durchschnittliche Alter der Erwerbsbevölkerung von 38 auf 39,5 Jahre zu. Die Daten
zeigten auch einen relevanten Zusammenhang zwischen Bildungsstand und
Erwerbsquote: 2000 lag die Erwerbsquote bei Frauen im erwerbsfähigen Alter ohne
nachobligatorische Ausbildung bei 63%; bei Frauen mit Lehre oder Matura betrug sie
72% und bei jenen mit Hochschulabschluss 82%. Gemäss BFS zeigte sich dieser
Zusammenhang erstmals auch bei Männern: Nur 86% der Männer ohne
nachobligatorische Ausbildung waren 2000 erwerbstätig; bei Männern mit Lehr- oder
Matura-Abschluss betrug die Quote 92,9%, und bei jenen mit abgeschlossenem
Studium 96%. Bei der Erwerbsquote der Bevölkerung zwischen 15 und 64 Jahren lagen
die Kantone Zürich und Bern mit 81,8 resp. 80,8% deutlich über dem schweizerischen
Durchschnitt von 78,9%. 32

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 07.06.2003
MARIANNE BENTELI

Die OECD führte eine Analyse zu den Beschäftigungsperspektiven älterer
Arbeitnehmender in rund 20 Ländern durch, darunter auch in der Schweiz. Ziel war es,
die Regierungen vermehrt für die Notwendigkeit zu sensibilisieren, ältere
Arbeitnehmende so lange wie möglich und unter möglichst guten Voraussetzungen im
Erwerbsleben zu halten. Vor dem Hintergrund der demografischen Alterung ist diese
Frage – nicht zuletzt im Hinblick auf die Finanzierung der Sozialwerke – von erstrangiger
Bedeutung. Für die Schweiz kam die OECD zum Schluss, dass trotz der im
internationalen Vergleich hohen Arbeitsmarktpartizipation älterer Arbeitnehmender
das Arbeitskräftemanagement für diese Alterskategorie (50 Jahre und älter) nicht
optimal ist. Verbesserungsmöglichkeiten sah sie namentlich in der Koordination
zwischen den verschiedenen Stellen, die für sozialpolitische und arbeitsmarktliche
Belange zuständig sind, sowie bei der Koordination zwischen den Kantonen. Die OECD
monierte, dass bei Entscheiden auf verschiedenen staatlichen Ebenen und in den
einzelnen Sozialwerken den Auswirkungen auf die anderen Bereiche zu wenig
Beachtung geschenkt wird. Sie betonte ausserdem, dass es künftig immer wichtiger
werde, dass sich die Arbeitnehmenden permanent weiterbilden, damit ihre Chancen
auf dem Arbeitsmarkt gewahrt bleiben. Die Empfehlungen der OECD erstreckten sich
auch auf andere Bereiche. So müssten die Instrumente der Arbeitslosenversicherung,
insbesondere bei regionalen Arbeitsvermittlungszentren, den Besonderheiten der
älteren Arbeitslosen noch besser angepasst werden. Gemäss der OECD sollte ferner in
der Lohnpolitik die altersbezogene Lohnbemessung vermehrt einer kompetenz- und
produktivitätsbasierten Bewertung Platz machen, um auf dem Arbeitsmarkt eine
grössere Flexibilität in der letzten Phase des Erwerbslebens zu erreichen. 33
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Nach einem leichten Einbruch 2003 (-01% gegenüber dem Vorjahr) nahm 2004 die Zahl
der Erwerbstätigen wieder um 0,2% zu, wobei die Frauen im Mittel und die Männer mit
+0,3% leicht darüber lagen. Die Zahl der Schweizer Erwerbstätigen ging um -0,1%
zurück, jene der Ausländer stieg um 1,3%, ebenfalls eine Umkehr der Vorjahreszahlen
(0,0/-0,4%). Mit -7,9% verlor der 1. Sektor signifikant mehr Erwerbstätige als im Vorjahr,
während sich der Rückgang im 2. Sektor abflachte (-0,6 gegenüber -4,0% 2003). Der 3.
Sektor legte nach wie vor zu, mit +0,9% aber weniger deutlich als im Jahr zuvor
(+1,4%). 34

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2004
MARIANNE BENTELI

Die Zahl der erwerbstätigen Grenzgängerinnen und Grenzgänger ausländischer
Nationalität betrug gemäss der neuen Grenzgängerstatistik des BFS Ende 2004
insgesamt 174'700. Gegenüber dem Vorjahr ergab sich damit ein Zuwachs um 3,2%,
während die Gesamtzahl der Erwerbstätigen im gleichen Zeitraum stabil blieb. Seit fünf
Jahren hat die Zahl der Grenzgängerinnen und Grenzgänger in den Bereichen
Erbringung von Dienstleistungen für Unternehmen sowie Gesundheits- und Sozialwesen
am stärksten zugenommen. 35

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2004
MARIANNE BENTELI

Die Zahl der Beschäftigten war weitgehend stabil. Die Zunahme von 0,1% blieb unter
dem Anstieg des Vorjahres. Profitieren konnten vom Zuwachs ausschliesslich die
Frauen (+0,4%), während die Zahl der beschäftigten Männer leicht zurück ging (-0,1%).
Damit zählte die Schweiz im Berichtsjahr durchschnittlich 1'865'000 erwerbstätige
Frauen und 2'317'000 Männer. Netto wurden die neuen Stellen ausschliesslich mit
ausländischen Staatsangehörigen besetzt: Die Zahl der erwerbstätigen Ausländer stieg
im Jahresmittel um 1,1% auf 1'056'000 an und diejenige der Schweizerinnen und
Schweizer sank um 0,2% auf 3'126'000. Das starke Wirtschaftswachstum führte zu
einem leichten Anstieg der Zahl der Arbeitsplätze im Industriesektor und im Bauwesen
(0,5%). In wichtigen Bereichen des Dienstleistungssektors (Detailhandel, Finanzmarkt
und Versicherungen) nahm die Zahl der Beschäftigten ab; insgesamt blieb diese im
Dienstleistungssektor jedoch dank kräftigem Wachstum im öffentlichen Bereich (v.a.
Unterricht und Gesundheitswesen) stabil. 36

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2005
HANS HIRTER

Die Hälfte aller Unternehmen in der Schweiz hat Schwierigkeiten, qualifiziertes
Personal zu finden, wie die Untersuchung einer auf Arbeitsvermittlung spezialisierten
Firma ergab. Am meisten fehlen ausgebildete Arbeitnehmende in der Produktion
(Bedienung von Maschinen in automatisierten Betrieben) sowie in der Baubranche
(Schreiner, Schweisser und Maurer). 37

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 22.02.2006
MARIANNE BENTELI

Bund und Kantone wollen in einem gemeinsamen Projekt, IIZ-MAMAC, Personen mit
Mehrfachproblematik rascher wieder in den Arbeitsmarkt zurückführen. Ausgerichtet
ist das Projekt auf Personen, bei welchen unklar ist, ob sie krank sind, weil sie keine
Arbeit haben, oder ob sie keine Arbeit haben, weil sie krank sind. Weil in solchen Fällen
meist auch nicht abschliessend beurteilt werden kann, ob die
Arbeitslosenversicherung, die Invalidenversicherung oder die Sozialhilfe zuständig ist,
ziehen sich die Abklärungen der zum Teil komplexen Ursachen in die Länge, und es
besteht die Gefahr, dass die Betroffenen von einer Institution zur nächsten
weitergereicht werden («Drehtüreffekt»). Während dieser Zeit verschärfen sich die
Probleme oder sie verfestigen sich. Im Rahmen der interinstitutionellen
Zusammenarbeit (IIZ) von Arbeitslosenversicherung (ALV), Invalidenversicherung (IV)
und Sozialhilfe werden jetzt Strukturen geschaffen, die es ermöglichen, möglichst rasch
die Situation umfassend und für alle drei Institutionen zu analysieren und mit einem
verbindlichen Integrationsplan festzulegen, welche Massnahmen für eine Reintegration
in den Arbeitsmarkt nötig sind. Im Rahmen einer engen Zusammenarbeit mit den
Kantonen sollen Erfahrungen aus dem praktischen Vollzug einfliessen und Unterschiede
kantonaler Vollzugsstrukturen in der Konzeption berücksichtigt werden. 38

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 05.09.2006
MARIANNE BENTELI
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Die Beschäftigung profitierte auch 2007 vom anhaltenden Wirtschaftswachstum.
Insgesamt nahm sie, gemessen an Stellen in Vollzeitäquivalenten, um rund 2,6% zu. Das
Wachstum fand sowohl im Industrie- als auch im Dienstleistungssektor statt. Dank dem
Abkommen über die Personenfreizügigkeit mit den EU-Staaten, welches für die 15
«alten» EU-Staaten ab Juni ohne jede Einschränkungen galt, trocknete der
Arbeitsmarkt aber nicht vollständig aus. Wie die jährlich durchgeführte
Arbeitskräfteerhebung des BFS ergab, zählte die Schweiz im zweiten Quartal 2007 4.122
Mio. Erwerbstätige, das waren 1,7% mehr als noch ein Jahr zuvor. Rund 1.25 Mio.
Erwerbstätige gingen einer Teilzeitbeschäftigung nach, das entspricht einer Zunahme
von 2,1% gegenüber 2006. Bezüglich Arbeitsbedingungen zeigte sich bei der
Nachtarbeit eine Stabilisierung, nachdem sie während 10 Jahren zugenommen hatte.
Bei den ausländischen Erwerbstätigen sind Abend- und Nachtarbeit stärker verbreitet
als bei den schweizerischen, von der Wochenendarbeit sind jedoch beide anteilsmässig
gleich stark betroffen. 39

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 03.11.2007
MARIANNE BENTELI

Nach den Ergebnissen des BFS profitieren die gut qualifizierten Arbeitskräfte stark von
Zeiten der Hochkonjunktur, während in Zeiten wirtschaftlichen Abschwungs die wenig
qualifizierten Arbeitskräfte deutlich stärker betroffen sind. In solchen Phasen verlieren
mehr Beschäftigte mit niedrigem Qualifikationsniveau ihre Arbeit. Zwischen 1991 und
2006 stellte die Schweizer Wirtschaft zunehmend qualifizierte Arbeitskräfte ein, wobei
sich damit auch die Arbeitsproduktivität verbesserte (durchschnittlich +0,36% pro
Jahr). Diese Entwicklung lässt sich vor allem durch die anhaltende Erhöhung des
Ausbildungsniveaus erklären. 40

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 09.12.2008
MARIANNE BENTELI

Gemäss den SAKE-Ergebnissen des BFS waren im 2. Quartal 2008 insgesamt 4.229
Millionen Personen erwerbstätig (+2,6%). Diese Zunahme fiel bei den erwerbstätigen
Frauen (+4,1% Zuwachs auf 1,940 Mio) stärker aus als bei den Männern (+1,3% Zuwachs
auf 2.289 Mio.). Die Zahl der ausländischen Erwerbstätigen stieg im Vergleich zum
Vorjahr deutlich an (+51'000 Personen bzw. +5,8%). Damit war mehr als jede fünfte der
insgesamt 4.229 Millionen erwerbstätigen Personen mit ständigem Aufenthalt in der
Schweiz ausländischer Nationalität (21,9% bzw. 927'000). 41

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2008
MARIANNE BENTELI

Gemäss der Erwerbstätigenstatistik des BFS waren zum Ende des Berichtjahres 4,534
Millionen Personen erwerbstätig, d. h. 0,3% mehr als ein Jahr zuvor. Die Zunahme ist
auf einen Anstieg bei den erwerbstätigen Frauen zurückzuführen (+0,8%) während die
Zahl der erwerbstätigen Männer leicht rückläufig war (-0,1%). Die Zahl der Schweizer
Erwerbstätigen blieb laut BFS nahezu stabil während die Zahl der ausländischen
Erwerbstätigen um 1,3% auf 1,234 Mio gestiegen ist. Aufgeschlüsselt nach Sektoren wird
deutlich, dass die Beschäftigung im zweiten Sektor erneut rückläufig war (-2,5%)
während sie im tertiären Sektor zunahm (+0,8%). 42

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2009
NATHALIE GIGER

Gemäss den Erhebungen des BFS zählte die Schweiz zum Ende des Berichtjahres 4,621
Millionen Personen Erwerbstätige, d.h. 1,4% mehr als ein Jahr zuvor. Die Zahl der
erwerbstätigen Männer stieg innert Jahresfrist um 2,2%, bei den Frauen war ein Anstieg
um 0,4% zu verzeichnen. Dabei stieg sowohl die Zahl der Schweizer Erwerbstätigen
(+0,4%) als auch die Zahl der ausländischen Erwerbstätigen (+4,0%). Aufgeschlüsselt
nach Sektoren wird deutlich, dass die Beschäftigung in allen Sektor zugenommen hat
(Sektor II: +3,6%, Sektor III: +0.4%), am stärksten jedoch im ersten Sektor (+9,3%). 43

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2010
NATHALIE GIGER

Le nombre d’actifs occupés sur le marché du travail a atteint 4,731 millions de
personnes en moyenne sur l’ensemble de l’année 2011. Cela représente une hausse de
2,5% par rapport à l’année précédente. Le groupe de personnes actives se composent
de 2,113 millions de femmes (en hausse de 2,1%) et de 2,600 millions d’hommes (en
augmentation de 2,8%). Comme ce fut le cas lors des années antérieures, le nombre
d’actifs étrangers a enregistré une hausse supérieure à la moyenne (+5,3%) pour
s’établir à 1,317 millions de personnes. Le taux des étrangers sur le marché du travail
s’est élevé à 27,9%. Au niveau des secteurs économiques, l’occupation a progressé
dans l’industrie et les services (+2,4% chacun) et plus fortement dans l’agriculture
(+5,5%). Cependant, cette dernière ne représente que 3,5% de l’occupation en
Suisse. 44

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2011
LAURENT BERNHARD
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Le nombre d’actifs occupés sur le marché du travail a atteint 4,815 millions de
personnes au quatrième trimestre 2012. Cela représente une progression de 1,1% par
rapport à l’année précédente. Il est à noter que, sur la même période, ce chiffre a
reculé de 0,4% dans l’Union européenne. En Suisse, le groupe de personnes actives se
compose de 2,166 millions de femmes (en progression de 1,4%) et de 2,649 millions
d’hommes (en augmentation de 0,9%). L’Office fédéral de la statistique (OFS) a relevé
que le nombre d’actifs de nationalité étrangère avait de nouveau enregistré une hausse
supérieure à celle de leurs homologues suisses (+3,2% contre +0,3%) pour s’établir à
1,386 millions de personnes. Le taux d’étrangers sur le marché du travail s’est élevé à
28,8%. L’augmentation de la main-d’œuvre étrangère est principalement attribuable à
une hausse des frontaliers (permis G, +5,6%) et des titulaires d’une autorisation
d’établissement (permis C, +4,6%). 45

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2012
LAURENT BERNHARD

Selon les relevés de l’Office fédéral de la statistique (OFS), le nombre d’actifs occupés
sur le marché du travail a progressé de 1,8% durant l’année sous revue pour atteindre
4,899 millions de personnes au quatrième trimestre 2013. Cet indicateur témoigne de
la bonne santé du marché du travail suisse. Il est à souligner que la hausse a été plus
importante pour les femmes (+2,8%) que pour les hommes (+1,0%). En outre, le nombre
d’actifs de nationalité étrangère a enregistré une hausse conséquente de 3,7%, alors
que celle observée pour la main-d’œuvre suisse a atteint 1,1%. 46

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2013
LAURENT BERNHARD

D’après le quatorzième rapport de l’Observatoire sur la libre circulation des
personnes entre la Suisse et l’UE, le solde migratoire par rapport à l'UE/AELE se
montait à 31'250 personnes pour l’année 2017. Par rapport à 2016, il y a eu un recul de 11
points de pourcentage. En incluant l’immigration en provenance des Etats tiers, le bilan
migratoire atteignait 53'950 individus. Les immigrés de l’Europe du Sud ont été moins
nombreux en raison de l’amélioration de leurs perspectives d’emplois sur leur marché
du travail. L’immigration allemande et française est restée stable, alors que le Portugal a
affiché un solde négatif. Les Bulgares et les Roumains ont été les plus nombreux à
immigrer. Toutefois, la Suisse n'est toujours pas le pays prioritaire pour la main-
d’œuvre en provenance d'Europe de l'Est. La libre circulation des personnes a su
satisfaire la demande en main-d’œuvre bien qualifiée de ces dernières années. Ainsi,
54% des immigrés étaient titulaires d’une formation tertiaire – les Français
représentaient 70%, les Allemands 63%, les Italiens 50% et les Portugais 13%. Ils ont pu
occuper des postes correspondant à leur niveau de qualification et également
percevoir des salaires similaires à ceux de la population résidente présentant les
mêmes caractéristiques. Néanmoins, les immigrés qualifiés d'Europe du Sud et de l'Est
ne sont parfois pas parvenus à maximiser leurs diplômes de formation, engendrant des
écarts salariaux. Une des explications serait les lacunes linguistiques. Alors que la
demande de main-d’œuvre qualifiée est toujours soutenue, la main-d’œuvre aux
qualifications moins élevées est aussi recherchée. En effet, la proportion de personnes
sans formation scolaire post-obligatoire a nettement reculé ces dernières années en
Suisse. En raison de la législation helvétique, il n’est plus possible de recruter de la
main-d’œuvre faiblement qualifiée dans les Etats tiers, si bien que ce besoin est
également couvert par les immigrés de la zone UE, notamment d’Europe du Sud et de
l’Est. Le taux d’activité des ressortissants de l’UE s’élevait à 87.2% en 2017, contre 84%
en moyenne nationale et 84.4% pour les Suisses. Il n’y a pas eu de préjudice à la
population indigène. Le risque de chômage des Suisses est toujours bas, depuis des
années, tandis que la participation des immigrés au marché du travail progresse. Il
ressort que les immigrés d’Europe du Sud et de l’Est sont davantage exposés à un
risque de chômage en raison de la structure de la formation et de l’emploi. D’après les
prévisions, en raison de l’amélioration conjoncturelle synchrone de la zone UE, les
entreprises suisses pourraient rencontrer des difficultés à recruter de la main d’œuvre
dans la zone UE. 47

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 03.07.2018
DIANE PORCELLANA

Le quinzième rapport de l'Observatoire sur la libre circulation des personnes entre la
Suisse et l'UE indique un solde migratoire de ressortissantes et ressortissants de
l'UE/AELE de 31'200 personnes en 2018. La stabilité du solde par rapport à l'année
précédente s'explique par la faible demande de main-d'oeuvre et une amélioration de
la situation du marché du travail dans cette zone. Pour le Portugal, le solde migratoire
est à nouveau négatif (-2'600 personnes). L’immigration nette des ressortissantes et
ressortissants des Etats tiers est de 23'500 personnes. Le bilan migratoire global atteint
donc 54'600 individus, ce qui correspond à une part de la population immigrée de 32%

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.07.2019
DIANE PORCELLANA
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par rapport au total de la main-d’œuvre suisse. Ainsi, la Suisse figure au deuxième rang
au niveau européen, derrière le Luxembourg. L'arrivée d'une main-d’œuvre jeune a pu
freiner le vieillissement de la population. Toutefois, la Suisse ne saurait tabler sur
l'immigration pour atténuer le vieillissement démographique à long terme, puisque la
part de la population en âge typique d'émigrer diminuera dans toutes les régions de
l'UE ces prochaines quinze années. L’immigration n’écarte pas la population indigène
du marché du travail. L'immigration en provenance de l'UE/AELE renforce la part de
personnes hautement qualifiées et apporte, d'après le rapport, une «excellente
complémentarité» sur le marché du travail suisse. Elle permet également d'éviter une
croissance rapide des hauts salaires en comblant la pénurie de main-d’œuvre. A l'appui
des projections conjoncturelles, la Suisse pourrait avoir des difficultés pour recruter de
la main-d’œuvre européenne en raison d'un faible niveau de chômage global dans cette
zone. 48

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Sozialhilfe

Anlässlich seines traditionellen Medienspaziergangs auf die Petersinsel sprach sich
Bundesrat Couchepin für Steuergutschriften zu Gunsten jener Menschen aus, die trotz
Arbeit weniger als das Existenzminimum verdienen (Working poor). Er berief sich dabei
auf eine Studie, welche im Auftrag des EVD von der Universität Bern erstellt worden
war. Die Autoren der Studie hatten ein Modell mit einem staatlich fixierten Mindestlohn
und zwei Modelle mit Steuergutschriften für erwerbstätige Familien auf ihre
Praktikabilität und Effizienz hin untersucht. Dabei waren sie zum Schluss gekommen,
dass Mindestlöhne die Wirtschaft mit 1,7 Mia Fr. Mehrkosten extrem belasten, die Zahl
der Working Poor aber nur unwesentlich verringern würden. Mit Steuergutschriften, die
zu Steuerausfällen von rund 360 Mio führen würden, könnte hingegen die Anzahl der
unter der Armutsgrenze lebenden Familien (zumindest theoretisch) auf Null gesenkt
werden. Eine Finanzierung durch allgemeine Steuern, die progressiv erhoben werden,
wäre auch sozialer als höhere Mindestlöhne, die über höhere Preise zumindest
teilweise an die Betroffenen überwälzt würden. Couchepin erachtete die Studie als
Beitrag zur laufenden Working-Poor-Diskussion. Konkrete Schritte, wie dem Modell
politisch zum Durchbruch verholfen werden könnte, wollte er aber keine nennen. (Zum
Steuerpaket für Familien siehe hier) 49

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 04.07.2002
MARIANNE BENTELI

Eine von der SKOS in Auftrag gegebene Studie zeigte, dass ein Zusatzeinkommen nicht
immer lohnend ist. Steigern Familienhaushalte ihre Erwerbstätigkeit oder teilen Paare
die Erwerbsarbeit unter sich auf, hat dies (negative) Auswirkungen bei den Ausgaben für
Steuern und Kinderbetreuung, bei der Verbilligung der Krankenkassenprämien und bei
anderen Sozialtransfers. Laut der Studie ist der Anreiz für einen Zusatzverdienst nicht
nur nach Familientyp (Paarhaushalt, Einelternhaushalt, Ehe, Konkubinat), sehr
unterschiedlich. Erheblich sind die Unterschiede auch je nach Wohnort (verglichen
wurden die Kantonshauptstädte Zürich, Lausanne und Bellinzona). Generell zeigte sich,
dass sich die Aufteilung der Erwerbsarbeit meist nicht lohnt: das Alleinverdienermodell
bleibt nach wie vor das finanziell günstigste. 50

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.01.2005
MARIANNE BENTELI

Sozialversicherungen

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Zum ersten Mal seit 1999 und ein Jahr früher als erwartet, wies die AHV im Jahr 2014
ein negatives Umlageergebnis (Differenz zwischen Einnahmen und Ausgaben ohne
Berücksichtigung der Kapitalgewinne) aus. Die leicht wachsenden
Versicherungseinnahmen (bestehend aus den Beiträgen der Arbeitgebenden und
-nehmenden zuzüglich dem Beitrag der öffentlichen Hand; CHF 40,5 Mrd., + 1,4%)
vermochten das Wachstum bei den Ausgaben (CHF 40,9 Mrd., + 2,2%) nicht zu
kompensieren, womit  sich eine Lücke von CHF 320 Mio. auftat. Durch das positive
Anlageergebnis von rund CHF 2 Mrd. konnte diese Lücke geschlossen werden, womit
sich ein Betriebsergebnis von CHF 1,7 Mrd. ergab. Das vergleichsweise gute
Anlageergebnis war möglich geworden, weil die Börsenlage 2014 sich als heiterer
herausstellte als in den Vorjahren. Ende des Jahres 2014 enthielt der AHV-
Ausgleichsfonds damit rund CHF 44,8 Mrd., knapp 110% einer Jahresausgabe. Im Juni
zeigte der neuste Bericht des Staatssekretariats für Wirtschaft Seco zu den

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2014
FLAVIA CARONI
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Auswirkungen der Personenfreizügigkeit, dass das Umlageergebnis der AHV ohne die
Zuwanderung bereits im Jahr 2009 negativ geworden wäre. Allerdings erwachsen aus
der Zuwanderung junger Menschen längerfristig auch zusätzliche Rentenansprüche. 51

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Im Berichtsjahr wanderten erstmals seit 1990 wieder mehr Personen aus EU- und EFTA-
Staaten als aus Drittländern in die Schweiz ein. Der Bestand der ausländischen
Wohnbevölkerung stieg um 23'721 auf 1'471'033 Mio Personen, resp. auf 20,1% der
gesamten Einwohnerzahl (2002: 19,9%), Asylsuchende, Kurzaufenthalter und
internationale Funktionäre nicht mitgezählt. Fast ein Viertel der ansässigen
Ausländerinnen und Ausländer wurden in der Schweiz geboren. 46'320 ausländische
Staatsangehörige verliessen das Land.
Von den zugewanderten Personen stammten 50'103 aus Ländern der EU und der EFTA
und 49'946 aus Nicht-EU-Staaten. Diese Gewichtsverschiebung ist einerseits auf das
seit dem 1. Juni 2002 gültige Freizügigkeitsabkommen zurückzuführen, andererseits
aber auch eine Folge des abgeschwächten Zustroms aus dem ehemaligen Jugoslawien.
Am stärksten nahm die Zahl der Staatsangehörigen aus Portugal (+8'754) und
Deutschland (+8'603) zu. Während aus Deutschland überdurchschnittlich viele
Personen einwanderten, die in der Schweiz qualifizierte Berufe ausüben (vor allem im
Management und im Gesundheitswesen), waren es aus Portugal eher Hilfskräfte, die in
der Baubranche und im Gastgewerbe arbeiten. Abgenommen hat die Zahl der
Staatsangehörigen aus Italien (-4'485), Spanien (-2'124) und der Türkei (-1'175). 52

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 24.02.2004
MARIANNE BENTELI

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Verbände

Arbeitnehmer, Gewerkschaften

Travailsuisse machte in einer Studie darauf aufmerksam, dass ein Arbeitskräftenotstand
bestehe. Bis 2030 könnten bis zu 400 000 Stellen, vor allem in den Bereichen Pflege,
Schule und Polizei nicht besetzt werden. Der Verband forderte zudem eine Öffnung für
Arbeitskräfte aus Nicht-EU-Ländern, aufgrund des bisher nicht anerkannten Mangels an
weniger gut qualifizierten Arbeitskräften für die Pflege und Haushaltshilfe. 53

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 26.10.2011
DEBORA SCHERRER
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